
Moorweg für das Haushaltsjahr 1999
Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der
Rat der Gemeinde Moorweg in seiner Sitzung am 14. Dezember 1999
folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden
a) im Verwaltungshaushalt

die Einnahmen erhöht um 0 DM
vermindert um 31000 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 454700 DM
nunmehr festgesetzt auf 423700 DM
die Ausgaben erhöht um 0 DM
vermindert um 39200 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 462900 DM
nunmehr festgesetzt auf 423700 DM

b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen erhöht um 0 DM
vermindert um 92000 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 315000 DM
nunmehr festgesetzt auf 223000 DM
die Ausgaben erhöht um 0 DM
vermindert um 92000 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 315000 DM
nunmehr festgesetzt auf 223000 DM

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitio-
nen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird nicht verändert.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht ver-
ändert.

§ 4
Der Gesamtbetrag der Kassenkredite wird nicht verändert.

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden nicht verändert.

Moorweg, 14. Dezember 1999
Gemeinde Moorweg

Tobias(L. S.) Bürgermeister

Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr
1999 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom
4. 4. bis 12. 4. 2000 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro Moorweg,
Schulweg 5, öffentlich aus.

Tobias
Bürgermeister

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde

II. Bekanntmachungen anderer Dienststellen

Berichtigung
Im Amtsblatt Nr. 15 vom 31. 12. 1999 wurde die Satzung über die Er-
hebung eines Kurbeitrages für die Gemeinde Langeoog (Kurbeitrags-
satzung) vom 21. 12. 1999 veröffentlicht. Der darin in § 7 aufgeführte
Absatz 6 lautet richtig Absatz 5. Der aufgeführte Absatz 7 lautet rich-
tig Absatz 6. Der § 12 muss richtig lauten: Zuwiderhandlungen gegen
§ 7 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 7 Abs. 3, § 7 Abs. 6 sowie § 8 dieser Sat-
zung sind Ordnungswidrigkeiten gem. § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG.
Langeoog, den 24. März 2000

Inselgemeinde Langeoog
Der Gemeindedirektor

In Vertretung:
H.-G. Sjuts

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde
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Neuharlingersiel für das Haushaltsjahr 1999
Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der
Rat der Gemeinde Neuharlingersiel in seiner Sitzung am 14. Dezem-
ber 1999 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden
a) im Verwaltungshaushalt

die Einnahmen erhöht um 0 DM
vermindert um 386000 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 3696300 DM
nunmehr festgesetzt auf 3310300 DM
die Ausgaben erhöht um 0 DM
vermindert um 386000 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 3696300 DM
nunmehr festgesetzt auf 3310300 DM

b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen erhöht um 0 DM
vermindert um 1428100 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 2631000 DM
nunmehr festgesetzt auf 1202900 DM
die Ausgaben erhöht um 0 DM
vermindert um 1428100 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 2631000 DM
nunmehr festgesetzt auf 1202900 DM

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitio-
nen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 818300 DM
um 818300 DM vermindert und damit auf 0 DM festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht ver-
ändert.

§ 4
Der Gesamtbetrag der Kassenkredite wird nicht verändert.

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden nicht verändert.

Neuharlingersiel, 14. Dezember 1999
Gemeinde Neuharlingersiel

Groenhagen(L. S.)
Bürgermeister

Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr
1999 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Eine Genehmigung der
Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom
4. 4. bis 12. 4. 2000 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro Neuharlin-
gersiel, Von-Eucken-Weg 2, öffentlich aus.

Groenhagen
Bürgermeister

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde
Werdum für das Haushaltsjahr 1999

Aufgrund des § 87 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der
Rat der Gemeinde Werdum in seiner Sitzung am 16. Dezember 1999
folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden
a) im Verwaltungshaushalt

die Einnahmen erhöht um 33100 DM
vermindert um 0 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 1003900 DM
nunmehr festgesetzt auf 1037000 DM
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die Ausgaben erhöht um 33100 DM
vermindert um 0 DM
und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge
gegenüber bisher 1003900 DM
nunmehr festgesetzt auf 1037000 DM

b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen erhöht um 0 DM
vermindert um 100600 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 936000 DM
nunmehr festgesetzt auf 835400 DM
die Ausgaben erhöht um 0 DM
vermindert um 100600 DM
und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. der Nachträge 
gegenüber bisher 936000 DM
nunmehr festgesetzt auf 835400 DM

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitio-
nen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird nicht verändert.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht ver-
ändert.

§ 4
Der Gesamtbetrag der Kassenkredite wird nicht verändert.

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden nicht verändert.

Werdum, 16. Dezember 1999
Gemeinde Werdum

Hass(L. S.) Bürgermeister

Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr
1999 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom
4. 4. bis 12. 4. 2000 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro Werdum, Im
Gastfeld 6, öffentlich aus.

Hass
Bürgermeister

Haushaltssatzung der Gemeinde Friedeburg
für das Haushaltsjahr 2000

Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung
in der Fassung vom 22. 8. 1996 (Nds. GVBl. S. 382) hat der Rat der
Gemeinde Friedeburg am 22. Dezember 1999 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2000 beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan wird festgesetzt
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 23630 000,- DM
in der Ausgabe auf 23630 000,- DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 6280000,- DM
in der Ausgabe auf 6280000,- DM

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredit-
aufnahmen für Investitions- und für Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird festgesetzt auf 0,- DM

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
wird festgesetzt auf 0,- DM

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im
Haushaltsjahr 2000 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen,
wird festgesetzt auf 1500000,- DM
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Tabelle gemäß § 2 Abs. 2 der Satzung der Samtgemeinde Holtriem vom 21. Juni 1993
über die Erhebung von Gebühren für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder

Geltungsdauer dieser Tabelle: 1. August 2000 bis 31. Dezember 2001

Monats- Gebühren je Kind und Monat / DM
einkommen / DM (§ 2 Abs. 2)

(§ 2 Abs. 4) Zahl der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder Mindestbetreuungsstunden in der Woche

zwei drei vier fünf sechs sieben 15 Std. 20 Std. 25 Std. 35 Std.

bis 1900 2400 2900 3400 3900 4400 81 108 135 189

bis 2400 2900 3400 3900 4400 4900 99 132 165 231

bis 2900 3400 3900 4400 4900 5400 118 156 194 272

bis 3400 3900 4400 4900 5400 5900 136 179 225 314

bis 3900 4400 4900 5400 5900 6400 154 203 254 355

über 3900 4400 4900 5400 5900 6400 173 227 284 397

Bei Haushalten mit acht oder mehr Familienmitgliedern erhöht sich die Einkommensgrenze in den einzelnen Stufen um 500,- DM je unter-
haltsberechtigte Person.

3. Satzung zur Änderung der Satzung über die
Erhebung von Gebühren für den 

Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder
Aufgrund der §§ 6, 8, 72 und 83 der Niedersächsischen Gemeinde-
ordnung (NGO) in der Fassung vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S.
382) und der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 11. Februar 1992 (Nds.
GVBl. S. 29) hat der Rat der Samtgemeinde Holtriem in seiner Sitzung
am 1. März 2000 folgende Änderungssatzung beschlossen:

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für den Besuch von Ta-
geseinrichtungen für Kinder vom 21. 6. 1993 (Amtsblatt für den Land-
kreis Wittmund S. 35) wird wie folgt geändert:
1. Die Anlage 1 zu § 2 Abs. 2 (Staffelung der Gebührensätze) wird

durch die DM-Tabelle dieser Änderungssatzung ersetzt. Sie gilt
vom 1. 8. 2000 bis zum 31. 12. 2001.

2. Die Anlage 1 zu § 2 Abs. 2 (Staffelung der Gebührensätze) wird
durch die Euro-Tabelle ersetzt. Sie tritt am  1. 1. 2002 in Kraft.

Westerholt, den 1. 3. 2000

Samtgemeinde Holtriem
Köneke Poppen

Samtgemeindebürgermeister (L. S.) Samtgemeindedirektor

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das
Haushaltsjahr 2000 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 300 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.

2. Gewerbesteuer 310 v. H.

Friedeburg, den 22. Dezember 1999

(L. S.) Reents
Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2000 wird
hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.

Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 3. 4. 2000
bis zum 14. 4. 2000 zur Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Frie-
deburg, Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg, Zimmer 17, öffentlich aus.

Friedeburg, den 31. 3. 2000

Der Bürgermeister

Tabelle gemäß § 2 Abs. 2 der Satzung der Samtgemeinde Holtriem vom 21. Juni 1993
über die Erhebung von Gebühren für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder

Diese Euro-Tabelle tritt am 1. 1. 2002 in Kraft

Monats- Gebühren je Kind und Monat / Euro
einkommen / Euro (§ 2 Abs. 2)

(§ 2 Abs. 4) Zahl der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder Mindestbetreuungsstunden in der Woche

zwei drei vier fünf sechs sieben 15 Std. 20 Std. 25 Std. 35 Std.

bis 970 1220 1470 1720 1970 2220 42 56 70 98

bis 1220 1470 1720 1970 2220 2470 51 68 85 119

bis 1470 1720 1970 2220 2470 2720 60 80 100 140

bis 1720 1970 2220 2470 2720 2970 69 92 115 161

bis 1970 2220 2470 2720 2970 3220 78 104 130 182

über 1970 2220 2470 2720 2970 3220 87 116 145 203

Bei Haushalten mit acht oder mehr Familienmitgliedern erhöht sich die Einkommensgrenze in den einzelnen Stufen um 250,- Euro je unter-
haltsberechtigte Person.



Satzung der Samtgemeinde Holtriem
über Aufwandsentschädigung, Auslagenersatz

und Verdienstausfall für die Mitglieder
der Freiwilligen Feuerwehr

Aufgrund der §§ 6 und 29 der Niedersächsischen Gemeindeordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1996 (Nds.
GVBl. S. 382) und des § 12 des Niedersächsischen Brandschutzge-
setzes (NBrandSchG) vom 8. März 1978 (Nieders. GVBl. S. 233),
zuletzt geändert durch das dritte Änderungsgesetz vom 2. März
1998 (Nieders. GVBl. S. 127), hat der Rat der Samtgemeinde Hol-
triem in seiner Sitzung am 1. März 2000 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Aufwandsentschädigung

(1) Die Ehrenbeamten/Die Ehrenbeamtinnen und die übrigen ehren-
amtlich tätigen Funktionsträger/innen erhalten folgende Auf-
wandsentschädigung:

DM EURO
a) Samtgemeindebrandmeister/in

– Sockelbetrag = 170,00 87,00
– zusätzlich je Ortsfeuerwehr = 10,00 5,00

b) Stellv. Samtgemeindebrandmeister/in = 40,00 21,00
c) Ortsbrandmeister/in

(Stützpunktfeuerwehr) = 120,00 62,00
d) Stellv. Ortsbrandmeister/in

(Stützpunktfeuerwehr) = 40,00 21,00
e) Gerätewart/in = 40,00 21,00

+ Steigerungsbetrag von 10,00 DM
bzw. 5,00 EURO je Fahrzeug

f) Jugendfeuerwehrwart/in = 40,00 21,00
g) Sicherheitsbeauftragte/r der

Samtgemeindefeuerwehr = 20,00 11,00
h) Zeugwart/in der Samtgemeinde-

feuerwehr (Kleiderkammer) = 40,00 21,00

(2) Der/Die Schriftführer/in des Samtgemeindekommandos sowie
die Schriftführer/innen der Ortsfeuerwehren erhalten für jede
Sitzungsniederschrift, die laut Satzung für die Freiwillige Feuer-
wehr der Samtgemeinde Holtriem dem Samtgemeindedirektor
vorzulegen ist, eine Aufwandsentschädigung von 25,00 DM
bzw. 13,00 EURO.

(3) Die Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Ka-
lendermonat gezahlt, auch dann, wenn der/die Empfänger/in das
Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Die Zahlung beginnt
mit dem Monat der Wahl und endet mit Ablauf des Monats, in
dem die Amtszeit endet.

(4) Nimmt eine(r) der in Absatz 1 genannten Funktionsträger/innen
die Aufgaben länger als 3 Monate nicht wahr, so wird für die
über 3 Monate hinausgehende Zeit die Aufwandsentschädigung
nicht mehr gewährt. Für die über 3 Monate hinausgehende Zeit
erhält der/die Stellvertreter/in die Aufwandsentschädigung
des/der Vertretenen. Eine nach dieser Satzung an den/die Vertre-
ter/in zu zahlende Aufwandsentschädigung ist anzurechnen.

§ 2

Abgeltung der Auslagen und des Verdienstausfalls
(1) Mit der Aufwandsentschädigung sind alle mit der Funktion als Eh-

renbeamter/Ehrenbeamtin bzw. mit der ehrenamtlichen Funktion
verbundenen Auslagen (einschl. Fahrt- und Reisekosten, Telefon-
und Portokosten, Büromaterial und ähnliche Kosten) sowie der
Verdienstausfall abgegolten.

(2) Für die Teilnahme an Einsätzen, Übungen und Lehrgängen an ei-
ner Landesfeuerwehrschule werden Entschädigungen entspre-
chend des § 12 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes geleis-
tet. Selbständig tätigen Feuerwehrmitgliedern wird der nachgewie-
sene Verdienstausfall bis zu einem Höchstbetrag von 30,00 DM
bzw. 16,00 Euro je Stunde erstattet.

(3) Für vom Samtgemeindedirektor angeordnete/genehmigte Diens-
treisen außerhalb des Samtgemeindegebietes werden Reisekosten
nach den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes gezahlt.

(4) Auf Antrag werden einem Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr
die nachgewiesenen Aufwendungen für die Betreuung von min-
destens einem Kind unter zehn Jahren ersetzt, soweit diese Auf-
wendungen notwendig waren, weil das Mitglied wegen des Feu-
erwehrdienstes oder einer auf den Feuerwehrdienst zurückzu-
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führenden Krankheit die Betreuung nicht selbst im gewohnten Um-
fang wahrnehmen konnte. Die nachgewiesenen Aufwendungen
werden bis zu einem Höchstbetrag von 10,00 DM bzw. 5,00 EURO
je Stunde erstattet.

§ 3
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. 1. 2000 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung über Entschädigungen für Angehörige der
Freiwilligen Feuerwehr (Aufwandsentschädigungssatzung -
Feuerwehr) in der Samtgemeinde Holtriem vom 25. 2. 1993
(Amtsblatt für den Landkreis Wittmund Nr. 5 vom 1. 4. 1993,
Seite 15) außer Kraft.

(2) Die in dieser Satzung genannten DM-Beträge gelten nur noch bis
zum 31. 12. 2001. Ab dem 1. 1. 2002 sind die ausgewiesenen
EURO-Beträge anzuwenden.

Westerholt, 1. März 2000

Samtgemeinde Holtriem
gez. Köneke (L. S.) gez. Poppen

Samtgemeindebürgermeister Samtgemeindedirektor

Bekanntmachung

Bebauungsplan Nr. 15 
„Am Jacksmoorsweg – Erweiterung“

mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §§ 57, 97
und 98 der Nieders. Bauordnung

Der Rat der Gemeinde Westerholt hat den oben genannten Bebau-
ungsplan in seiner Sitzung am 11. 2. 2000 als Satzung beschlossen.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden
Übersichtsplan zu ersehen:

Der Bebauungsplan liegt ab sofort im Gemeindebüro Westerholt,
Waldweg 30, 26556 Westerholt, unbefristet aus und kann von jedem
eingesehen werden; über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft ge-
geben.

Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Wittmund
wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.

Ich weise darauf hin, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1
und 2 des Baugesetzbuches bezeichneten Verfahrens- oder Formvor-
schriften dann unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Män-
gel der Abwägung sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht inner-
halb von 7 Jahren seit dieser Bekannmachung schriftlich gegenüber
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Bau-
gesetzbuches über die Entschädigung von durch diesen Bebauungs-
plan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hinge-
wiesen.

26556 Westerholt, den 9. 3. 2000
Gemeinde Westerholt

Der Bürgermeister
de Vries



Stadt Wittmund
- Bauamt -

Bekanntmachung

Bauleitplanung der Stadt Wittmund
in der Ortschaft Carolinensiel

Bebauungsplan 6.6/B5
„Bahnhofstraße / Up de Ring“ (ehemals
Bebauungsplan Nr. 5 „Bremer Land“)

hier: Durchführung des Anzeigeverfahrens
Der Rat der Stadt Wittmund hat in seiner Sitzung am 13. 3. 2000 be-
schlossen, den Bebauungsplan Nr. 5 „Bremer Land“ von Carolinensiel
rückwirkend in Bebauungsplan 6.6/B 5 „Bahnhofstraße / Up de Ring“
von Carolinensiel umzubenennen und rückwirkend bekannt zu ma-
chen.
Der Regierungspräsident in Aurich hatte gemäß § 11 des Bundesbau-
gesetzes vom 23. 6. 1960 mit Verfügung vom 13. 7. 1972, Az. 214-54
a 2 (499/71), die vom Rat der Gemeinde Harlesiel in seiner Sitzung am
27. 3. 1972 als Satzung beschlossenen Bebauungsplan Nr. 5 „Bremer
Land“ genehmigt.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus der nach-
stehend abgedruckten Sizze ersichtlich.

Kartengrundlage: DGK 5 2312/5 und 2313/1; vervielfältigt mit Er-
laubnis des Herausgebers (Katasteramt Wittmund)

Der Bebauungsplan und die Begründung können während der Dienst-
stunden im Rathaus in 26409 Wittmund, Kurt-Schwitters-Platz 1, Zim-
mer 318/328, eingesehen werden.

Der Bebauungsplan wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 12
BauGB (alte Fassung) rückwirkend zum 1. 9. 1972 in Kraft gesetzt.

Ich weise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs.
4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen
hin.

Ich weise außerdem darauf hin, dass eine Verletzung der in § 214 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften gemäß § 215 Abs. 1 BauGB dann unbeachtlich ist, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich
gegenüber der Stadt Wittmund geltend gemacht worden ist. Mängel
der Abwägung sind ebenfalls gemäß § 215 Abs. 1 BauGB unbeacht-
lich, wenn sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Wittmund geltend gemacht
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist
dazulegen.

Wittmund, den 31. März 2000
Krüger

Bürgermeister
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Satzung der Gemeinde Neuharlingersiel über
die Verlängerung der Veränderungssperre

gemäß § 14 Baugesetzbuch (BauGB)
für den Bereich des

Bebauungsplanes Nr. 16 „Am Deich“
Aufgrund der §§ 14 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 17 Abs. 1 Satz 3 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141) sowie
der §§ 6 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in
der Fassung vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382) hat der Rat der
Gemeinde Neuharlingersiel am 9. März 2000 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Die Geltungsdauer der vom Rat der Gemeinde Neuharlingersiel am 12.
Februar 1998 beschlossenen und am 1. April 1998 in Kraft getretenen
Satzung der Gemeinde Neuharlingersiel über den Erlass einer Verän-
derungssperre gemäß § 14 Baugesetzbuch (BauGB) für den Bereich
des Bebauungsplanes Nr. 16 „Am Deich“ wird um ein Jahr verlängert.
Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist aus dem nachstehen-
den Übersichtsplan, der Bestandteil dieser Satzung ist, zu ersehen.

§ 2
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung im
Amtsblatt für den Landkreis Wittmund in Kraft.

Neuharlingersiel, den 9. März 2000
Gemeinde Neuharlingersiel

(L. S.) Groenhagen
Bürgermeister

Bekanntmachung
Der Rat der Gemeinde Neuharlingersiel hat in seiner Sitzung am 9.
März 2000 die Satzung der Gemeinde Neuharlingersiel über die Ver-
längerung der Veränderungssperre gemäß § 14 Baugesetzbuch
(BauGB) für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 16 „Am Deich“ be-
schlossen.
Die Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 und des
§ 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche
bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.
Neuharlingersiel, den 9. März 2000

Gemeinde Neuharlingersiel
(L. S.) Groenhagen

Bürgermeister

Satzung der Gemeinde Neuharlingersiel
über den Erlass einer Veränderungssperre

gemäß § 14 Baugesetzbuch (BauGB)
für den Bereich des

Bebauungsplanes Nr. 14 „Mühlenstrich“
Aufgrund der §§ 14 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 17 Abs. 2 des Baugesetz-
buches (BauGB) vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141) sowie der §§
6 und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fas-
sung vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382) hat der Rat der Ge-



§ 3
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten

der Veränderungssperre
Die Veränderungssperre tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Wittmund in Kraft. Sie tritt nach
Ablauf von zwei Jahren, vom Tage nach der Bekanntmachung gerech-
net, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB ab-
gelaufene Zeitraum anzurechnen. Die Veränderungssperre tritt in je-
dem Fall außer Kraft, sobald und soweit der Bebauungsplan für das in
§ 1 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird.

Neuharlingersiel, den 9. März 2000
Gemeinde Neuharlingersiel

(L. S.) Groenhagen
Bürgermeister

Bekanntmachung
Der Rat der Gemeinde Neuharlingersiel hat in seiner Sitzung am 9.
März 2000 die Satzung der Gemeinde Neuharlingersiel über den Er-
lass einer Veränderungssperre gemäß § 14 Baugesetzbuch (BauGB)
für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 14 „Mühlenstrich“ be-
schlossen.
Die Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 und des
§ 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche
bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.

Neuharlingersiel, den 9. März 2000
Gemeinde Neuharlingersiel

(L. S.) Groenhagen
Bürgermeister

Bekanntmachung der Jahresrechnungen
für das Haushaltsjahr 1997 und 1998

der Gemeinde Neuharlingersiel
Der Rat der Gemeinde Neuharlingersiel hat in seiner Sitzung am 14.
Dezember 1999 die um die Stellungnahme des Bürgermeisters er-
gänzten Schlussberichte des Rechnungsprüfungsamtes zur Kenntnis
genommen, die Jahresrechnungen 1997 und 1998 beschlossen und
dem Bürgermeister Entlastung erteilt.
Die Jahresrechnungen mit Anlagen und die Schlussberichte liegen
vom 3. April bis 11. April 2000 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro
Von-Eucken-Weg 2, 26427 Neuharlingersiel, öffentlich aus.

Groenhagen
Bürgermeister
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meinde Neuharlingersiel am 9. März 2000 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre, der mit dem Gestal-
tungsbereich des o.a. Bebauungsplanes identisch ist, ist aus dem nach-
stehenden Übersichtsplan zu ersehen.
Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser Satzung.

§ 2
Rechtswirkungen der Veränderungssperre

(1) Der Rat der Gemeinde Neuharlingersiel hat die Veränderungs-
sperre zur Sicherung der Planung für den vorgenannten Bebau-
ungsplan mit dem Inhalt beschlossen, dass
1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder

bauliche Anlagen nicht beseitigt werden dürfen;
2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von

Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen
nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind,
nicht vorgenommen werden dürfen.

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen,
kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen wer-
den. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmi-
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde Neuharlinger-
siel.

(3) Vorhaben, die vor dem In-Kraft-Treten der Veränderungssperre
baurechtlich genehmigt worden oder auf Grund eines anderen bau-
rechtlichen Verfahrens zulässig sind, Unterhaltungsarbeiten und
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der
Veränderungssperre nicht berührt.

Das „Amtsblatt für den Landkreis Wittmund“ erscheint nach Bedarf.
Herausgeber: Landkreis Wittmund.

Druck: Brune-Mettcker Druck- und Verlagsgesellschaft mbH, Wittmund.
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